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Post von der Polizei zu 
bekommen, ist meistens 
eine unangenehme Angele-

genheit. Besonders dann, wenn 
einem selbst die Begehung einer 
Straftat vorgeworfen und man 
zur Polizeidienststelle für eine 
Vernehmung geladen wird. Der 
folgende Beitrag soll erklären, 
wie sich ein strafrechtliches Er-
mittlungsverfahren gestaltet und 
welche Möglichkeiten man als 
Betroffener eines solchen Ver-
fahrens hat, um hierauf positiv 
einzuwirken.

◼ Zeuge oder Beschuldigter? 
In welcher „Rolle“ man sich in ei-
nem Strafverfahren befindet, ver-
rät das Anschreiben der Polizei. 
Im Betreff ist ersichtlich, ob man 
Beschuldigter einer Straftat ist 
oder nur als Zeuge gehört werden 
soll. Auch der folgende Text im 
Anschreiben gibt Auskunft hierü-
ber, etwa durch die Formulierung 
„gegen Sie wird ein Ermittlungs-
verfahren wegen … geführt“.

Als Beschuldigter muss man 
keine Angaben zum Sachverhalt 
machen, man hat hier ein weitge-
hendes Schweigerecht, welches 
sowohl gegenüber der Polizei als 
auch gegenüber der Staatsan-
waltschaft und dem Gericht gilt 
(§ 136 StPO). Auch muss der 
Beschuldigte die Aufforderung 
zum Erscheinen bei der Polizei, 
um eine Vernehmung durchzu-
führen, nicht Folge leisten, eine 
entsprechende Ladung seitens 

der Polizei ist keine Anordnung, 
die der Beschuldigte befolgen 
müsste. Etwas anderes gilt aber, 
wenn die Ladung durch das Ge-
richt, beispielsweise durch den 
Ermittlungsrichter oder durch die 
Staatsanwaltschaft, erfolgt ist. 
Bei solchen Vernehmungen ist 
man auch dann als Beschuldigter 
zum Erscheinen verpflichtet (§§ 
133, 163 a StPO), wenn man kei-
ne Sachverhaltsangaben machen 
möchte. Ob für den Beschuldigten 
eine Pflicht zum Erscheinen be-
steht, lässt sich unter anderem 
dadurch feststellen, ob in dem 
Schreiben die polizeiliche Vor-
führung für den Fall des Nichter-
scheinens angedroht wird. Wenn 
dies der Fall ist, handelt es sich 
um eine Ladung der Staatsanwalt-
schaft oder des Gerichts.

Als Zeuge ist man (§ 163 Abs. 
3 StPO) grundsätzlich immer 
zum Erscheinen bei der Polizei 
und solange kein Zeugnis- oder 
Auskunftsverweigerungsrecht 
vorliegt, auch zur wahrheitsgemä-
ßen Zeugenaussage verpflichtet.

◼ Was muss gegenüber der 
Polizei angeben werden? Als 
Beschuldigter muss man keine 
Sachverhaltsangaben machen. 
Hierbei sind die Polizei, Ge-
richt und Staatsanwaltschaft 
verpflichtet, zu Beginn der Ver-
nehmung (§ 136 Abs. 1 StPO) 
mitzuteilen, welche Tat einem 
zur Last gelegt wird und dass 
es dem Beschuldigten freisteht, 
sich zu äußern oder die Aussage 
zu verweigern. Eine solche ord-
nungsgemäße Belehrung enthält 
auch den Hinweis, dass es dem 
Beschuldigten jederzeit freisteht, 
einen Verteidiger zu konsultieren.

Das Schweigerecht bezieht 
sich zugunsten des Beschuldigten 
auf alle Sachverhalte, die mit der 
Tat im Zusammenhang stehen. 
Außer der Angabe der eigenen 
Personalien (Name, Wohnortad-
resse, Geburtstag, Familienstand, 
Staatsangehörigkeit und Beruf) 
muss der Beschuldigte keinerlei 
weiteren Angaben machen. Per-
sonalien Dritter müssen ebenfalls 
nicht angegeben werden. Macht 
der Beschuldigte keine Angaben 
zur Sache, dürfen hieraus auch 
keine negativen Schlüsse für das 
weitere Verfahren zulasten des 
Beschuldigten gezogen werden.

Als Zeuge muss man vollstän-
dig und wahrheitsgemäß zu dem 
befragten Sachverhalt gegenüber 
Polizei, Staatsanwalt und Richter 
aussagen. Auch hier gelten je-
doch Ausnahmen.

Zum einen ist das sogenannte 
Zeugnisverweigerungsrecht (§ 
52 StPO ) zu nennen, welches 
zugunsten von Angehörigen 
des Beschuldigten gilt. Diese 
umfassen unter anderem die/
den Verlobte(n), den Ehegatten 
(oder eingetragener Lebenspart-
ner) sowie Verwandte und ver-
schwägerten Personen (Eltern, 
Kinder-, Ur- und Großeltern sowie 
Enkelkinder, Schwägerschaften 
bis zum zweiten Grad und in 
Seitenlinie verwandte Personen 
bis zum dritten Grad). Daneben 
haben bestimmte Berufsgruppen 
ein Zeugnisverweigerungsrecht, 
insbesondere Rechtsanwälte, 
Ärzte, Psychologen und auch 
Geistliche, wenn der Sachverhalt 
diesen Personen im Rahmen 
ihres Berufes anvertraut 
worden war (§ 53 StPO).

Schließlich besteht für Zeu-
gen ein sogenanntes Auskunfts-
verweigerungsrecht (§ 55 StPO). 
Hiernach dürfen Zeugen die 
Beantwortung von Fragen ableh-
nen, welche die Gefahr begrün-
den würde, sich dadurch selbst 
der Strafverfolgung wegen einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
auszusetzen.

◼ Aussagen oder nicht? 
Aus Sicht des Verteidigers gilt 
der Grundsatz „Schweigen ist 
Gold“. Denn als Beschuldigter 
hat man zunächst einmal einen 
Informationsnachteil. Man weiß 
nicht, was in der Ermittlungsakte 
steht und welche Sachverhalte 
zu den Ermittlungen geführt 
haben. Daher empfiehlt es sich, 
zunächst keine Aussage zu 
machen und sich stattdessen 

an einen Rechtsanwalt zu wen-
den. Dieser beantragt bei der 
zuständigen Staatsanwaltschaft 
Akteneinsicht. Diese dient zur 
Informationsbeschaffung für 
das weitere Verfahren. 

Dadurch können der 
Beschuldigte und der Ver-
teidiger prüfen, welcher 

Sachverhalt den Ermittlungen 
zugrunde liegt und in welchem 
Umfang Beweismittel existieren. 
Hiernach kann entschieden wer-
den, ob weiterhin zum Tatvorwurf 
geschwiegen werden soll oder 
beispielsweise im Rahmen einer 
sogenannten Verteidigererklä-
rung Angaben zum Sachverhalt 

beziehungsweise 
zum Tatvorwurf 
gemacht werden. 
In diesem Verfah-
rensstadium kann, 
wenn die rechtlichen Vorausset-
zungen gegeben sind, durch eine 
kompetente Strafverteidigung 
viel zu Gunsten des Beschul-
digten erreicht werden – bis hin 
zur Einstellung des Verfahrens 
(gegebenenfalls gegen Auflagen). 
Bei geringfügigen Vergehen kann 
so eine schnelle Verfahrensbeen-
digung erzielt werden.

Auch kann der Beschuldigte 
im Rahmen einer solchen Ein-
lassung bereits im Ermittlungs-
verfahren eigene Beweismittel 
und entlastende Tatsachen vor-
tragen. Ziel: eine Einstellung des 
Verfahrens wegen des fehlenden 
hinreichenden Tatverdachts zu 
erreichen.

Gerade im strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren ist die Ver-
tretung durch eine(n) versierte(n) 
Strafverteidiger*in unbedingt zu 
empfehlen, um hier bereits die, 
für den Beschuldigten besten Vo-
raussetzungen für den weiteren 
Verfahrensverlauf zu schaffen.

◼ Autor Markus Reichel ist Rechts-
anwalt und Strafverteidiger in der 
Kanzlei77 Dr. Braun GmbH, Offen-
burg.

Schweigen ist Gold: Die Rechte des Beschuldigten im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren

Besser erst einmal keine Angaben machen
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Eine Modernisierung kos­
tet Geld. Eigentümer 
können einen Teil der 

Kosten daher auf die Mieter 
umlegen. Allerdings gibt es da­
für Grenzen.

Modernisierungsmaßnah­
men müssen Mieter in der Re­
gel dulden. Allerdings müs­
sen sie nicht in jedem Fall auch 
die daraus resultierende Miet­
erhöhung bezahlen. Bedeu­
tet die Mieterhöhung nämlich 
für Mieter eine Härte, kann 
der Vermieter sie nicht durch­
setzen. Das entschied das 
Landgericht Berlin (Az.: 64 S 
111/20).

Müssen Grundsicherungs­
empfänger nach der Mieterhö­
hung damit rechnen, die Woh­
nung zu verlieren, ist eine 
solche Härte gegeben, wie die 
Zeitschrift „Das Grundeigen­
tum“ (Nr. 20/2021) des Eigentü­
merverbandes Haus & Grund 
berichtet. Die Größe der Woh­
nung spielt dabei nicht unbe­
dingt eine Rolle.

Mieterin zog vor Gericht:  
In dem verhandelten Fall war 

die Fassade an einem Miets­
haus gedämmt worden. Eine 
Mieterin klagte gegen die ent­
sprechende Modernisierungs­
mieterhöhung. Die Frau be­
zog ergänzende Zahlungen des 
Jobcenters. Sie war der Mei­
nung, die höhere Miete bedeute 

für sie eine unzumutbare wirt­
schaftliche Härte, da sie die 
Wohnung dann nicht mehr hal­
ten könne.

Die Vermieterin war hin­
gegen der Ansicht, die Frau  
lebe über ihre Verhältnisse 
und müsse eben in eine klei­

nere Wohnung umziehen. Die  
Mieterin lebte allein in der 71 
Quadratmeter großen Woh­
nung. Bis zur Klärung des 
Rechtsstreit übernahm das 
Jobcenter den Erhöhungsbe­
trag.

Zu geringes Einkommen: 
Das Gericht gab der Mieterin 
Recht. Hier liege ein Härte­
fall vor, da der Mieterin nach 
Zahlung der erhöhten Mie­
te kein Einkommen mehr ver­
bleibt, dass es ihr ermöglicht, 
an ihrem bisherigen Lebenszu­
schnitt festzuhalten. Die Über­
nahme eines Teils der Miete 
durch das Jobcenter sei ledig­
lich vorläufig erfolgt, damit die 
Mieterin die Wohnung nicht 
verliere.

Der Härteeinwand sei auch 
deshalb nicht ausgeschlossen, 
weil die Wohnung für eine ein­
zelne Mieterin großzügig ist. 
Beim entsprechenden Abwä­
gungsprozess spiele auch die 
Wohndauer eine entscheidende 
Rolel. In diesem Fall habe die 
Mieterin schon als Kind in der 
Wohnung gelebt.� tmn

Urteil zur Modernisierung: Eine Mietanhebung ist nicht immer möglich

Wohndauer und besondere Härte zählenBrückentage – was bei 
Streit um den Urlaub gilt: 
Viel Freizeit für vergleichs­
weise wenig eingesetzte 
Urlaubstage – kein Wunder, 
dass Brückentage beliebt 
sind und auch bei der Ur­
laubsplanung für das Jahr 
2022 wieder für manchen 
Streit sorgen werden. Was 
gilt dann aus arbeitsrechtli­
cher Sicht?

Einen Anspruch auf Ur­
laub an Brückentagen haben 
Arbeitnehmer jedenfalls 
nicht, stellt Arbeitsrechtler 
Alexander Bredereck klar. 

Geäußerten Urlaubswün­
schen müssen Führungs­
kräfte nicht entsprechen, 
sofern aus betrieblicher Sicht 
etwas dagegenspricht. Das 
ist insbesondere dann der 
Fall, wenn sich Wünsche 
überlagern.

Gut zu wissen: Führungs­
kräfte dürfen bei Urlaubs­
wünschen in Ferienzeiten 
Kollegen mit Kindern bevor­
zugen. Fallen Brückentage 
nicht in die Ferien, gibt es 
allerdings keinen Grund 
dafür. Hat der Chef oder die 
Chefin einen Urlaub einmal 
schriftlich genehmigt, darf 
er oder sie ihn nicht einseitig 
aufkündigen.

Gab es zuvor Diskussionen 
wegen eines nicht geneh­
migten Urlaubs, sollte man 
an den fraglichen Tagen 
nicht einfach krank machen, 
rät Bredereck. Denn gibt 
es ein Indiz dafür, dass die 
Arbeitsunfähigkeit nur 
vorgeschoben ist, hat der  
Arbeitgeber gute Chancen, 
die Bescheinigung vor Ge­
richt erfolgreich anzuzwei­
feln. Eine vorangegangene 
Diskussion ist ein solches 
Indiz.� tmn

G E W U S S T ?

Urlaub über Brückentage zu 
nehmen, ist beliebt. Aber: 
Die Vorgesetzten bestim-
men, wer frei hat und wer 
nicht.Foto: Christin Klose/dpa-tmn 

Eine gut gedämmte Fassade rechtfertigt eine Mieterhöhung.  
Allerdings kann es in Härtefällen auch Ausnahmen geben. 
� Foto: Klaus-Dietmar Gabbert/dpa-tmn
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